
Rechtliche Betreuung kann uns alle
treffen, ob durch Krankheit, Unfall
oder Behinderung. Nach den Daten

der Justiz trifft sie jeden Vierten (jährlich
erhalten 230.000 Personen erstmals ei-
nen Betreuer) – am wahrscheinlichsten im
Alter. Betreuung soll die Selbstbestimmung
schützen, indem sie erheblich beeinträch-
tigten Menschen die Teilhabe am Rechts-
verkehr ermöglicht. Doch Betreute erle-
ben nicht selten das Gegenteil, und das
liegt daran, dass die Sozialpolitik bisher
zu wenig zur Verwirklichung der Ziele des
Betreuungsrechts beiträgt. Über die struk-
turellen Probleme des Betreuungswesens
hatte die Psychosoziale Umschau in Heft
2/2007 berichtet.

Es gab mehrere Anläufe, so 1998 in ei-
nem Antrag der SPD-Bundestagsabgeord-
neten Margot von Renesse und ihrer Frak-
tion (Bundestags-Drucksache 13/10301)
oder 2003 mit einer Entschließung der So-
zialminister der Länder an die Adresse der
Justizminister, mit der sie diese aufforder-
ten, sie künftig an Änderungen des Betreu-
ungsrechts zu beteiligen. Doch mal schei-
terte die Initiative aufgrund der vorzeiti-
gen Beendigung der Legislaturperiode,
mal wollten die Justizminister lieber im
Alleingang hastig ein Spargesetz zur Ände-
rung des Betreuungsrechts durchbringen.
Nun hat Anfang dieses Jahres die Konfe-

renz der Obersten Landessozialbehörden
(KOLS) eine Arbeitsgruppe der zuständi-
gen Referenten in den Sozialministerien
gegründet, die sich mit den Systemmän-
geln im Betreuungswesen und notwendi-
gen sozialpolitischen Maßnahmen von
Bund und Ländern zur Sicherung der Qua-
lität im Betreuungswesen befassen soll.
Mit beteiligt werden Städtetag, der Land-
kreistag sowie der Deutsche Verein für öf-
fentliche und private Fürsorge.

Eingeladen hatte das Hessische Sozialmi -
nisterium. Einige Bundesländer wie Ham-
 burg und Rheinland-Pfalz bemühen sich
seit Langem, ihren Kommunen Empfeh-
lungen, Mittel und Instrumente zur Siche-
rung einer qualifizierten Zusammenarbeit
von Gerichten, Kommunen, Verbänden
und Betreuern im kommunalen Bereich
an die Hand zu geben. Andere Bundeslän-
der haben dagegen bisher vor dieser sozi-
alpolitischen Aufgabe die Augen ver-
schlossen. So sieht das Land Brandenburg
keinerlei Förderung der für ehrenamtliche
Betreuer wichtigen Betreuungsvereine vor.

Nordrhein-Westfalen stellt es in das Belie-
ben der Kommunen, ob sie sich um die
örtliche Betreuungspraxis kümmern. So
ist denn für einen Teil der Sozialministe-
rien rechtliche Betreuung sozialpolitisches
Neuland. Die Arbeitsgruppe wird sich da-
her zunächst einmal in die Probleme und
Systemmängel des Betreuungswesens ein-
arbeiten müssen. Die einladende Referen-
tin des Hessischen Sozialministeriums,
Helga Steen-Helms, verzichtete dann auch
darauf, jetzt schon eine Agenda für das
zweite Treffen in diesem Jahr vorzuschla-
gen. Sie verwies jedoch auf die bevorste-
hende Veröffentlichung des Endberichts
der vom Bundesjustizministerium beauf-
tragten Evaluation des Zweiten Betreu-
ungsrechtsänderungsgesetzes durch das
Kölner Institut für Sozialforschung und
Gesellschaftspolitik, die sicher eine Dis-
kussion über die Situation im Betreuungs-
wesen anfachen werde.

Die konstituierende Sitzung fand im
schmuckreichen Magistratssaal des Kasse-
ler Rathauses statt. Brunhilde Ackermann,
stellvertretende Vorsitzende des Vormund-
schaftsgerichtstages und engagierte Leite-
rin der städtischen Betreuungsbehörde,
hob in ihrem Schlussstatement hervor,
wie wichtig es für die Qualität des örtli-
chen Betreuungswesens sei, dass die Be-
treuungsbehörden ihre Steuerungsfunktio-
nen wahrnähmen. Dies geschehe durch
❚ den Abbau von Unsicherheiten und

Ängsten in der Bevölkerung durch Infor-
mationsveranstaltungen,

❚ die Vermeidung von Betreuungen, in-
dem im Rahmen der Vorermittlungen
und der Aufklärung über vorsorgende
Verfügungen auch andere Hilfen aufge-
zeigt würden,

❚ die Sicherung der Betreuungsqualität
durch die Entwicklung von Standards
und indem geeignete ehrenamtliche
und berufliche Betreuerinnen und Be-
treuer gesucht und dann auch qualifi-
ziert eingeführt, fortgebildet und unter-
stützt würden,

❚ die Vernetzung der örtlichen Akteure.
Energisch wandte sie sich gegen erneute
Betreuungsrechtsänderungen, wenn da-
mit wieder nur das Ziel des Sparens ver-
folgt werde. Für die Verwirklichung der
Ziele des Betreuungsrechts sei es dann
immer noch besser, wenn die am Betreu-
ungswesen Beteiligten in Justiz, Behör-
den und Verbänden sowie als berufsmä-
ßige und ehrenamtliche Betreuer sich
schlicht ihrer Verantwortung bewusst wür-
 den und sich durch gute Zusammenar-
beit pragmatisch um das Bestmögliche
unter der derzeit unbefriedigenden Ge-
setzeslage bemühten. ❚ ❚ ❚
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